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An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Anbei übersende idi den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Artikels 107 des Grundgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 93. Sitzung am 10. Oktober 1952 zur 
Vorlage gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Im übrigen 
ist der Bundesrat der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 79 
Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes seiner Zu- 
stimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Artikels 107 des Grundgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates unter Einhaltung der Vorschrift 
des Artikels 79 Abs. 2 des Grundgesetzes das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In Artikel 107 Satz 1 des Grundgesetzes 
wird die Jahreszahl „1952“ durch die Jahres- 
zahl „1955“ ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Das Grundgesetz hat im Artikel 107 dem 
Bundesgesetzgeber die Aufgabe gestellt, die 
der konkurrierenden Gesetzgebung unter- 
liegenden Steuern bis zum 31. Dezember 
1952 endgültig auf den Bund und die Länder 
zu verteilen und hierbei jedem Teil einen 
gesetzlichen Anspruch auf bestimmte Steuern 
oder Steueranteile entsprechend seinen Auf- 
gaben einzuräumen. Wie der ausdrückliche 
Hinweis auf den Zusammenhang mit der 
Aufgabenverteilung erkennen läßt, be- 
schränkt sich die Neuordnung der finanziel- 
len Beziehungen zwischen Bund und Ländern 
nicht auf die Steuerverteilung als solche; zur 
Erörterung stehen auch die allgemeinen 
Grundsätze, nach denen die Finanzkompe- 
tenzen und die finanziellen Lasten des Bun- 
des und der Länder künftig zu umreißen 
und gegeneinander abzugrenzen sind, soweit 
diese Abgrenzung nicht bereits abschließend 
und endgültig im Grundgesetz geregelt ist. 
Die umfassende staatspolitische Bedeutung 
des im Artikel 107 vorbehaltenen Gesetzes 
wird dadurch unterstrichen, daß seine Be- 
stimmungen auch in formellem Sinne Be- 


standteile des Bundesverfassungsrechts wer- 
den; nach ihrem Erlaß können sie nur unter 
den besonderen Voraussetzungen des Artikels 
79 des Grundgesetzes geändert werden. Dar- 
aus ergibt sich das Erfordernis, dieses Ge- 
setz — dessen Gegenstand eine starre Fest- 
legung an sich nicht verträgt — inhaltlich 
so zu gestalten, daß es für einen längeren 
Zeitraum Geltung behalten und jedenfalls in 
diesem Sinne als „endgültig“ angesprochen 
werden kann. 

Das mit der Neuordnung des bundesstaat- 
lichen Finanzausgleichs letztlich angestrebte 
Ziel ist die nachhaltige Sicherstellung des 
Finanzbedarfs von Bund und Ländern im 
Rahmen der dem Bundesstaat insgesamt zur 
Verfügung stehenden Steuermittel: beide 
Partner sollen nach dem Verhältnis ihrer 
finanziellen Lasten am Ertrag der gesamt- 
staatlichen Steuerleistung angemessen betei- 
ligt werden. Eine sachgemäße und dauerhafte 
Lösung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs- 
problems setzt mithin voraus, daß die Ent- 
wicklung des Finanzbedarfs von Bund und 
Ländern und die Ergiebigkeit der zu vertei- 
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lenden Steuerquellen mindestens für die näch- 
sten Jahre in großen Zügen übersehen wer- 
den können. Beide Voraussetzungen sind zur 
Zeit nicht gegeben. 

Der Finahzbedarf des Bundes wird in Zu- 
kunft entscheidend durch die Höhe des Ver- 
teidigungsbeitrages, des Auslandsschulden- 
dienstes und der Wiedergutmachungsleistun- 
gen bestimmt werden. Das künftige Ausmaß 
dieser Belastungen, die für das quantitative 
Verhältnis des Bundesfinanzbedarfs zum Län- 
derfinanzbedarf von wesentlicher Bedeutung 
werden können, ist gegenwärtig nicht über- 
sehbar. Das gilt insbesondere für den deut- 
schen Verteidigungsbeltrag der kommenden 
Jahre, dessen Bemessung von dem Ergebnis 
der Internationalen Verhandlungen Im Rah- 
men der Europäischen Verteidigungsgemein- 
schaft abhängig sein wird und der erstmals 
für die Zeit ab 1. Juli 1953 auf vertraglicher 
Grundlage nach neuen, international gelten- 
den Berechnungsgrundsätzen festgelegt wer- 
den wird. Ungewiß ist auch, wie sich die Ein- 
gliederung Deutschlands In das westliche Ver- 
teidigungssystem auf die innerdeutsche Wirt- 
schaft auswirken wird und welche strukturel- 
len Rückwirkungen sich hieraus auf die 
öffentliche Finanzwirtschaft in Deutschland 
ergeben werden. 

Eine hinreichend zuverlässige Vorausschau 
des Aufkommens der großen Steuern Ist so- 
lange nicht möglich, als die künftige Gestal- 
tung des materiellen Steuerrechts ungeklärt 
ist. Die geplante Steuerreform, mit der eine 
Umgestaltung und Vereinfachung des zur 
Zeit geltenden Steuerrechts angestrebt wer- 
den soll, hat methodisch der Verteilung der 
Steuerertragshoheit vorauszugehen, da an- 
dernfalls die Gefahr entsteht, daß die Steuer- 
reform durch die verfassungskräftig festge- 
legte Steuerverteilung präjudizlert wird oder 
ihrerseits zu einer Revision der Steuervertei- 
lung zwingt, also eine Verfassungsänderung 


notwendig macht. Selbst wenn es nicht 
zu einschneidenden Steuerrechtsänderungen 
kommen sollte, ist mit der Möglichkeit von 
Aufkommensverlagerungen innerhalb des 
Gesamtsteuersystems zu rechnen, woraus sich 
dann eine tatsächliche Steuerverteilung er- 
geben kann, die mit der Lastenverteilung 
zwischen Bund und Ländern nicht mehr über- 
einstimmt und daher geändert werden muß. 
Diese Gründe lassen es sinnvoll erscheinen, 
die weitere Entwicklung der politischen und 
staatswirtschaftlichen Verhältnisse In Deutsch- 
land abzuwarten, ehe die finanziellen Be- 
ziehungen zwischen Bund und Ländern end- 
gültig neu geordnet werden. Es wird im 
Schrifttum vereinzelt die Auffassung vertre- 
ten, daß es nicht eines verfassungsändernden 
Gesetzes bedürfe, um den gesetzgebenden 
Bundesorganen die Im Artikel 107 einge- 
räumte Möglichkeit, die Neuordnung im 
Wege der einfachen Bundesgesetzgebung zu 
besdiließen, zu erhalten. Damit aber in die- 
ser Hinsicht jedds verfassungsrechtliche Risiko 
ausgeschlossen wird, erscheint es erforderlich, 
den Im Artikel 107 bestimmten Endtermin 
(31. Dezember 1952) durch verfassungs- 
änderndes Gesetz auf einen späteren Zeit- 
punkt zu verlegen; damit wird zugleich für 
die Lösung der Finanzausgleichsprobleme ein 
weiterer überlegungs- und Vorbereitungs- 
zeltraum gewonnen, der angesichts der Be- 
deutung und Schwierigkeit der auftauchen- 
den Fragen der Sache selbst nur dienlich sein 
kann. 

Die zeitbedingte Unmöglichkeit, den bun- 
desstaatlichen Finanzausgleich gegenwärtig 
neu zu ordnen, nimmt freilich der Aufgabe 
als solcher nichts von ihrer sachlichen Dring- 
lichkeit. Der Gesetzentwurf beschränkt sidi 
deshalb auf eine zeitliche Verschiebung um 
drei Jahre; er läßt damit der Bestrebung 
Raum, das im Artikel 107 vorbehaltene Ge-, 
setz eher zu verabschieden, wenn es die Ver- 
hältnisse irgend gestatten. 
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